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BUNDESARBEITSGERICHT

3 AZR 71/07

6 Sa 238/06
Landesarbeitsgericht
Rheinland-Pfalz

Im Namen des Volkes!
Verkiindet am
14. Januar 2009

URTEIL

Kaufhold, Urkundsbeamtin
der Geschéaftsstelle

In Sachen

Klagerin, Berufungsklagerin und Revisionsklagerin,

Pp-

beklagtes, berufungsbeklagtes und revisionsbeklagtes Land,

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der Beratung vom
19. August 2008 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht
Dr. Reinecke, den Richter am Bundesarbeitsgericht Kremhelmer, die Richterin
am Bundesarbeitsgericht Dr. Schlewing sowie die ehrenamtlichen Richter Dr.

Kaiser und Lohre fiir Recht erkannt:

| -2 .
JLaw — Gesetze und Urteile omonon Available on the
Kostenlos (mobile App) > Google play D App Store

W Uber 200 Gesetze

Uber 100.000 Urteile JLaw — flr Android JLaw —flir iOS

www.prinz.law

s[e purs SunjuItress[1231) 19p I ], YoNY :SIOMUTE]

DUIN ‘I B8 §§ YOBU YUuRqUIIL(]

1ZInyosad


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

ihr entst

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

-2- 3 AZR 71/07

I. Auf die Revision der Klagerin wird das Urteil des Lan-
desarbeitsgerichts Rheinland-Pfalz vom 7. September
2006 - 6 Sa 238/06 - insoweit aufgehoben, als die Zah-
lungsklage fiir die Monate Juni und Juli 2005 sowie die
Feststellungsklage fiir die Zeit ab 1. August 2005 ab-
gewiesen worden sind.

II. Insoweit wird auf die Berufung der Klégerin das Urtell
des Arbeitsgerichts Mainz vom 15. Dezember 2005
-2 Ca 1786/05 - abgeédndert und zur Klarstellung wie
folgt neu gefasst:

1. Das beklagte Land wird verurteilt, an die Klagerin
851,26 Euro nebst Zinsen in H6he von funf Pro-
zentpunkten Uber dem Basiszinssatz aus
425,63 Euro vom 1.Juni bis 30. Juni und aus
851,26 Euro ab dem 1. Juli 2005 zu zahlen.

2. Es wird festgestellt, dass das beklagte Land ver-
pflichtet ist, der Klagerin ab dem 1. August 2005
lebenslang monatlich, féllig zum Ende des
jeweiligen Monats, den Differenzbetrag zwischen
der von der Versorgungsanstalt des Bundes und
der Lander tatsachlich gezahlten Betriebsrente
und der Betriebsrente, welche der Klagerin zu-
stehen wiirde, wenn sie wahrend der letzten 180
Monate vor Eintritt des Versicherungsfalles un-
unterbrochen im Arbeitsverhéltnis bei dem be-
klagten Land gestanden hatte, zu ersetzen nebst
Zinsen in H6he von fiinf Prozentpunkten Gber dem
Basiszinssatz ab dem ersten Kalendertag des
jeweiligen Folgemonats.

3. Im Ubrigen wird die Klage abgewiesen.

lll. Das beklagte Land hat die Kosten des Rechtsstreits
zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten dariber, ob das beklagte Land der Klagerin den

andenen Versorgungsschaden ersetzen muss.
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Die am 29. April 1945 geborene Klagerin stand vom 18. Juni 1990 bis
einschlieBlich 30. April 2005 in einem Arbeitsverhaltnis zum beklagten Land.
Sie war als Verwaltungsangestellte beim Finanzamt M beschéftigt. Aufgrund
einer Verfugung der Oberfinanzdirektion (OFD) Koblenz vom 2. November 1998
wurde den Angestellten ein ,Leitfaden ... Uber Teilzeitbeschaftigung und Be-
urlaubung im &éffentlichen Dienst des Landes Rheinland-Pfalz Stand: Oktober
1998" ausgehandigt. Er enthielt folgende Hinweise:

.... Der Leitfaden erhebt keinen Anspruch auf Voll-
stéandigkeit. Es empfiehlt sich daher, sich im konkreten
Einzelfall von der jeweils fiir das Personal zustandigen
Stelle bzw. der Oberfinanzdirektion Koblenz - Zentrale
Besoldungs- und Versorgungsstelle - (ZBV) - beraten zu
lassen.

5. Welche Rechtsfolgen ergeben sich bei Altersteilzeit
nach dem Tarifvertrag zur Regelung der Altersteil-
zeitarbeit - TV ATZ - (vgl. hierzu insbesondere die
Hinweise zur Durchfiihrung des TV ATZ vom 27. Juli
1998 - MinBlI. Seite 270)

5.2 Rechtsfolgen in der Sozialversicherung und bei der
zusatzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung

5.2.2 Zusatzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung

Durch die 30. Anderung der Satzung der Versorgungs-
anstalt des Bundes und der Lander (VBL) vom 26. Juni
1997 sind unter anderem die zusatzversorgungsrecht-
lichen Regelungen fiir die Umsetzung der Altersteilzeit
geschaffen worden. ...

Die Zeit der Altersteilzeitarbeit nach dem Altersteilzeit-
gesetz wird bei der Ermittlung des Gesamt-
beschaftigungsquotienten mit dem Faktor 0,9 berick-
sichtigt (§43 a Abs.3 Satz4 VBL-Satzung). Bei der
Ermittlung des gesamtversorgungsfahigen Entgelts gilt
auch fir die Altersteilzeitarbeit nach dem Altersteilzeit-
gesetz die generelle Regelung fir Teilzeitarbeit (§ 43a
Abs. 4 VBL-Satzung). Da die tarifliche regelmallige
wochentliche Arbeitszeit bei Inanspruchnahme der Alters-
teilzeitarbeit nach dem Altersteilzeitgesetz grundsatzlich
auf die Halfte vermindert wird, ergibt sich hier ein Be-
schaftigungsquotient von 0,5, d.h. das zusatzver-
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sorgungspflichtige Entgelt fir die Altersteilzeitarbeit (ohne
Aufstockungsbetrage, da diese nicht steuerpflichtig und
damit auch nicht zusatzversorgungspflichtig sind) wird auf
das Entgelt eines Vollbeschaftigten hochgerechnet.”

AuBRerdem erhielt die Klagerin ein ,Informationsblatt fur Arbeit-

nehmeri

nnen und Arbeithehmer Gber Altersteilzeitarbeit im 6ffentlichen Dienst

des Landes Rheinland-Pfalz Stand: Oktober 1998“. Darin hiel} es:

.Im Anschluf3 an das Altersteilzeitgesetz vom 23. Juli 1996
ist zwischenzeitlich der Tarifvertrag zur Regelung der
Altersteilzeitarbeit (TV ATZ) vom 05. Mai 1998 in Kraft
getreten.

Zum TV ATZ werden folgende Hinweise gegeben:

14. Zusatzversorgung

Mit Beginn der Altersrente setzen auf Antrag auch
die Leistungen der Zusatzversorgung ein. Die Zeit
der Altersteilzeitarbeit nach dem Altersteilzeitgesetz
wird bei der Ermittlung des Gesamtbeschéaftigungs-
guotienten mit dem Faktor 0,9 anstelle 0,5 berick-
sichtigt. Die in der gesetzlichen Rentenversicherung
geregelten Rentenabschldge bei vorzeitiger Inan-
spruchnahme der Altersrente gelten auch in der
Zusatzversorgung.

Die Vereinbarung eines Altersteilzeit-Arbeitsver-
haltnisses hat regelmaRig Auswirkungen auf die
Hohe der Altersrente und die Zusatzversorgung. Es
wird daher empfohlen, eine solche Entscheidung auf
der Grundlage detaillierter Rentenauskinfte (BfA,
LVA, VBL) zu treffen.

[

Mit einem an die OFD Koblenz gerichteten Schreiben vom 1. Februar

2000 beantragte die Klagerin ,ab dem 01.07.2000 Altersteilzeit und bat, diese

wie folgt auszugestalten:

,01.07.2000 - Volle Arbeitsverrichtung, Gehalt nach
30.11.2002: TV ATZ

01.12.2002 - Keine Arbeitsverrichtung, Gehalt
30.04.2005: nach dem TV ATZ
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ab dem 01.05.2005: Bezug der Regelaltersrente®

Der Geschaftsstellenleiter des Finanzamts M Steueramtsrat S hatte
- ausgehend von den Wiinschen der Klagerin - den Beginn der Altersteilzeit
sowie die Arbeits- und Freizeitphase ausgerechnet. Am 30. Marz 2000 fuhrte er
mit der Klagerin ein Gesprach Uber die Altersteilzeit. Fragen der Zusatzver-

sorgung wurden dabei nicht erértert.

www.prinz.law

Mit einem von der VBL erstellten Formular beantragte die Klagerin bei 6

dieser Versorgungsanstalt eine ,Rentenauskunft fir Pflichtversicherte®. Bei dem

der Klagerin obliegenden Ausfillen des Teils A half ihr Steueramtsrat S. In dem

von der Arbeitgeberin auszufilllenden Teil B des Auskunftsantrags war die Frage

Nummer 4 (,Beschaftigung im 6ffentlichen Dienst®) wie folgt beantwortet worden:
,Name des Arbeitgebers/Dienstherrn Finanzamt M
als Angestellter
vom 18.06.1990 - weiterhin.”

Aus dem Auskunftsantrag vom 2. Marz 2000 war weder der be-
absichtigte Abschluss einer Altersteilzeitvereinbarung noch der geplante Be-

endigungszeitpunkt des Arbeitsverhaltnisses zu ersehen.

Nachdem die OFD Koblenz die Altersteilzeit genehmigt hatte,
schlossen die Parteien antragsgemal den ,Anderungsvertrag fur die Verein-
barung eines Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses® vom 27. April 2000. Am selben
Tag unterzeichnete die Klagerin folgende ,Erklarung zum Antrag auf Abschlul®
eines Anderungsvertrages (iber die Vereinbarung eines Altersteilzeitar-
beitsverhaltnisses*:

Jch erklare hiermit, dall ich von den geltenden Be-
stimmungen

- des Altersteilzeitgesetzes vom 23.07.1996 (BGBI. |,
S. 1078),

- des Tarifvertrages zur Regelung der Altersteilzeitarbeit
(TV ATZ) vom 05.05.1998 einschlieRlich der dazu er-
gangenen Durchfihrungshinweise (MinBl. 1998, S. 270
ff.), insbesondere von den Ausfihrungen zur Nebentatig-
keit (Anzeigepflicht, Ruhen des Aufstockungsbetrages
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bzw. Riickzahlungsverpflichtung beim Uberschreiten der
Geringflgigkeitsgrenze des § 8 SGB V)

Kenntnis genommen habe und mich Uber die damit
zusammenhangenden Rechtsfragen u.a. auch durch
Ruckfragen bei den zusténdigen Stellen der Sozialver-
sicherungstrager selbst kundig gemacht habe.

Ich erklare, daf3 ich den Entschlufd tGber die Inanspruch-
nahme der ATZ nach sorgféltiger Prifung getroffen habe
und stelle den Arbeitgeber von weiteren Hinweis- und
Aufklarungspflichten frei.*

Mit Schreiben vom 15. Mai 2000 teilte die VBL der Klagerin mit, dass
sich bei einem Eintritt des Versorgungsfalles am 1. Januar 2000 ,bei An-
wendung der derzeit geltenden Satzungsbestimmungen® eine Versorgungs-
rente von 855,71 DM (= 437,52 Euro) ergebe.

Zum 31. Dezember 2000 wurde das bisherige Gesamtversorgungs-
system geschlossen und die Zusatzversorgung des &6ffentlichen Dienstes durch
den Tarifvertrag Uber die betriebliche Altersversorgung der Beschéftigten des
6ffentlichen Dienstes (ATV) vom 1. Marz 2002 in ein Punktemodell umgestaltet.
Die Ubergangsfalle wurden durch Startgutschriften in das neue System uber-
fahrt. Mit Schreiben vom 25. Juni 2004 teilte die VBL der Klagerin mit, dass sich
deren Startgutschrift zum 31. Dezember 2001 auf 213,13 Versorgungspunkte
belaufe und dies einer monatlichen Rentenanwartschaft von 852,52 Euro
entspreche. Diese Berechnung wurde von der VBL mit Schreiben vom
31. Januar 2005 berichtigt. Zur Begriindung hiel es:

,Wir haben lhr Startgutschrift zum 31.12.2001 nochmals
berechnet, weil Sie in der Zeit vom 18.06.90 - 30.04.05
(Ende der Freistellungsphase lhres Altersteilzeitvertrages)
nur 179 Umlagemonate zuriickgelegt haben. Somit ist die
Vorschrift des §41 Abs.4 d.S.a.F. (vgl. beiliegenden
Satzungsauszug) nicht erfillt. Wir bitten das Versehen zu
entschuldigen.

Ihre neue Startgutschrift zum 31. Dezember 2001 betragt
65,66 Versorgungspunkte (dies entspricht einer monat-
lichen Rentenanwartschaft von 261,44 Euro).
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Die Klagerin machte mit Schreiben vom 29. Marz 2005 bei der VBL ei-
nen Schadensersatzanspruch und ,sozialrechtlichen Herstellungsanspruch®
geltend. Die VBL sollte es ihr ermdglichen, die fehlende Zeit beim beklagten

Land nachzuarbeiten. Die VBL antwortete mit Schreiben vom 7. April 2005:
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Auf die fehlerhafte Berechnung vom 25. Juni 2004 sowie
der damit verbundenen Folgeberechnung unter Bertck-
sichtigung des neu gefassten § 79 Abs. 3b Buchst. b
VBLS haben wir bereits mit der Korrekturberechnung vom
31. Januar 2005 hingewiesen und wegen des technischen
Fehlers um Entschuldigung gebeten.

Die Voraussetzungen des §41 Abs. 4 d. S. a. F. waren
nicht erfillt, weil bis zum Hochrechnungszeitpunkt (ver-
einbartes Ende des Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses am
30. April 2005) keine 180 Monate zuriickgelegt wurden.
Auf diesen Zeitpunkt ist auch die Berechnung der Start-
gutschrift abzustellen (vgl. § 79 Abs. 2 und 3 VBLS).

Eine nachtragliche Anderung des uns vorliegenden Alters-
teilzeitvertrages vom 27. April 2000 lassen unsere Sat-
zungsbestimmungen nicht gelten. Dies fuhrt deshalb auch
zu keiner anderen Betrachtungsweise.

Zur Frage der Aufklarungs- und Informationspflicht der
VBL gibt es bereits eine umfangreiche Rechtsprechung,
die besagt, dass die Annahme einer solchen Pflicht tiber
das Mall dessen, was der Anstalt zugemutet werden
kann, weit hinausgehen wirde. Wirde der Anstalt eine so
weitgehende Informationspflicht auferlegt, so liefe dies auf
einen unverhaltnismaBig hohen Verwaltungsaufwand
hinaus. Das kann einem Massenversicherer wie die VBL
nicht zugemutet werden. Die Anstalt muss vielmehr darauf
vertrauen konnen, dass ihre Versicherten sich selbst um
ihre Rechte und Pflichten kimmern und sich unter
anderem auch mit ausdrucklichen Fragen an sie wenden.
Eine Fursorgepflicht in einem solchen Ausmal, wie sie
etwa dem Arbeitgeber gegeniuiber seinen Arbeitnehmern
obliegt, ist nicht Inhalt des Rechtsverhaltnisses, das
zwischen der Anstalt und ihren Versicherten besteht. Die
Anstalt hat lediglich die Pflicht, die Arbeitgeber der Ver-
sicherten Uber die Satzungsanderungen zu informieren.

“

www.prinz.law
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Das beklagte Land lehnte sowohl die Gewahrung von Schadensersatz

als auch die Vereinbarung einer ,Nacharbeit® ab.

Die Klagerin hat die Auffassung vertreten, das beklagte Land sei seinen
Informationspflichten nicht nachgekommen. Es habe darauf hinweisen missen,
dass die Zusatzversorgung bei Nichterreichen von 180 Umlagemonaten erheb-
lich niedriger ausfalle. Der Arbeitgeber habe die Klagerin von dem Abschluss
der sehr nachteiligen Altersteilzeitvereinbarung abhalten missen. Er habe die
Initiative ergriffen, indem er die Arbeitnehmer durch Informationsschriften auf
die Mdéglichkeit hingewiesen habe, in Altersteilzeit zu gehen. Steueramtsrat S
habe die Klagerin zu sich gebeten, um mit ihr die Altersteilzeit zu besprechen.
Aulerdem habe er Beginn und Ende der Altersteilzeit festgelegt. Weder in den
Informationsschriften noch durch Herrn S oder einen anderen Mitarbeiter des
beklagten Landes sei die Klagerin ausreichend unterrichtet worden. Der Arbeit-
geber habe dafiir sorgen mussen, dass seine Mitarbeiter Uber versorgungs-
rechtliche Grundkenntnisse verfugten und die gebotenen Hinweise geben
kénnten. Die Klagerin habe darauf vertraut, dass wenigstens die fiir die Ge-
nehmigung der Altersteilzeit zustandige OFD Koblenz dafiir sorge, dass ein-
schneidende Versorgungseinbul3en vermieden wiirden. Die Klagerin habe sich
ausgehend von ihrem Kenntnisstand richtig verhalten. Sie habe bei der VBL
eine Rentenauskunft beantragt. Den Teil B des Auskunftsantrags habe Herr S
ausgefillt, jedoch unvollstandig und zum Teil falsch. Ein Hinweis auf die Alters-
teilzeit und die beabsichtigte Beendigung des Arbeitsverhaltnisses hatten
gefehlt. Unter Nummer 4 sei als Dauer des Arbeitsverhaltnisses ,18.06.1990 -
weiterhin® angegeben worden. Beim Ausfillen des Auskunftsantrags sei bereits
eine Beendigung des Arbeitsverhaltnisses zum 30. April 2005 absehbar ge-
wesen. Erkennbar sei es der Klagerin darum gegangen, ,unter den bestmdg-
lichen Umstanden mdéglichst frih in Regelaltersrente gehen zu kénnen®. Erst im
Jahre 2005 habe die Klagerin von den Nachteilen erfahren, die ihr durch den
vereinbarten Beendigungszeitpunkt entstiinden. Soweit diese Nachteile durch
eine Vertragsanderung und eine nachtragliche Verlangerung des Arbeits-

verhaltnisses vermieden werden konnten, sei das beklagte Land zum Ab-
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schluss eines entsprechenden Anderungsvertrages verpflichtet. Es habe jedoch
eine Vertragsverldngerung abgelehnt. Der Klagerin sei ein Versorgungs-

schaden in H6he von monatlich 425,63 Euro entstanden.

Die Klagerin hat beantragt,

1. das beklagte Land zu verurteilen, an sie
1.276,89 Euro nebst Zinsen in Hohe von funf %-
Punkten Ober dem Basiszinssatz aus 425,63 Euro
vom 01. Mai bis 31. Mai 2005, aus 851,26 Euro vom
1. Juni bis 30. Juni 2005 und aus 1.276,89 Euro ab
dem 1. Juli 2005 zu zahlen,

2. das beklagte Land zu verurteilen (hilfsweise festzu-
stellen, dass das beklagte Land verpflichtet ist), der
Klagerin samtlichen ab dem 1. August 2005 ent-
stehenden weiteren Schaden in Hohe der Differenz
zwischen der - jetzt grundséatzlich errechneten - und
kinftig monatlich tatsachlich gezahlten Rente und
der vollen Betriebsrente, welche der Klagerin zu-
stehen wiirde, wenn sie einen Monat langer ge-
arbeitet und damit 180 Umlagemonate hatte, lebens-
lang monatlich, féllig zum Ende des jeweiligen
Monats, beginnend mit dem Monat August 2005
nebst finf% Zinsen Gber dem jeweiligen Basiszins-
satz aus dem jeweiligen Monatsbetrag ab jeweiliger
Falligkeit, zu zahlen (hilfsweise: zu ersetzen).

Zum Antrag zu 2 hat die Klagerin mehrere Hilfsantrage gestellt.

Das beklagte Land hat beantragt, diese Klage abzuweisen. Es hat die
Auffassung vertreten, der Klagerin stiinden weder die geltend gemachten
Schadensersatzanspriiche noch der hilfsweise geltend gemachte Anspruch auf
Abgabe einer Willenserklarung zur Erméglichung der ,Nacharbeit® zu. Arbeits-
vertragliche Nebenpflichten, insbesondere Hinweis- oder Aufklarungspflichten
seien vom beklagten Land nicht verletzt worden. Grundséatzlich habe jeder
Vertragspartner fur die Wahrung seiner eigenen Interessen selbst zu sorgen. Im
vorliegenden Fall bestehe kein Anlass, hiervon abzuweichen. Die Initiative zum
Abschluss der Altersteilzeitvereinbarung sei allein von der Klagerin aus-
gegangen. Sie habe diese Vereinbarung gewiinscht. Herr S habe weder den
Beginn der Altersteilzeit noch die Arbeits- und Freistellungsphase festgelegt,

sondern nach den Vorstellungen der Klagerin nur ausgerechnet. Die
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Informationsschreiben des beklagten Landes hatten keinen Hinweis auf einzel-
ne Regelungen des Versorgungs-TV und der Satzung der VBL (VBLS) ent-
halten missen. In Nr. 14 des Informationsblattes Uber Altersteilzeitarbeit im
offentlichen Dienst des Landes Rheinland-Pfalz sei ausdricklich die Einholung
detaillierter Rentenauskinfte empfohlen worden. Dies reiche aus. In dem mit
der Klagerin gefuhrten Gesprach habe sich Herr S nicht zu Fragen der VBL-
Versorgung geauliert und dementsprechend weder falsche noch unvollstandige
Auskiinfte erteilt. Die Klagerin habe auch gewusst, dass Herr S nicht Uber die
erforderlichen Fachkenntnisse verfugt habe. Den Antrag auf Rentenauskunft
habe Herr S lediglich an die VBL weitergeleitet. Der von der Arbeitgeberin
auszufillende Teil B dieses Antrags sei nach den Angaben der Klagerin
komplettiert worden. Fur das von der VBL erstellte Formular sei das beklagte
Land nicht verantwortlich. Die von Herrn S eingefiigten Angaben seien richtig.
Das Formular der VBL habe einen Hinweis auf den beabsichtigten Abschluss
einer Altersteilzeitvereinbarung nicht vorgesehen. Fragen der Zusatzversorgung
hatten von der VBL geklart werden sollen. Die Klagerin habe nicht annehmen
kénnen, die OFD Koblenz befasse sich bei der Genehmigung der Altersteilzeit
auch damit, ob der Klagerin durch diesen Vertrag versorgungsrechtliche Nach-
teile entstehen kénnten. Die OFD Koblenz habe lediglich geprift, ob die be-
antragte Altersteilzeit zulassig, realisierbar und mit betrieblichen Interessen
vereinbar sei. Das beklagte Land habe seine Mitarbeiter auch nicht in Fragen
der Zusatzversorgung des 6ffentlichen Dienstes schulen miussen. Es habe die
Erteilung von Auskinften zu dieser schwierigen Rechtsmaterie der VBL Uber-
lassen dirfen. Die Klagerin habe die von ihr beantragte Auskunft der VBL nicht
abgewartet, sondern bereits vorher die Altersteilzeitvereinbarung unter-
schrieben. Zudem habe sie das beklagte Land in der Erklarung vom 27. April
2000 von samtlichen Hinweispflichten fur die Vergangenheit und die Zukunft

entbunden.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht
hat die Berufung der Klagerin zuriickgewiesen. Mit ihrer Revision verfolgt die

Klagerin ihr bisheriges Klagebegehren weiter.
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Entscheidungsgriinde

Der Revision ist insoweit stattzugeben, als die Kléagerin mit ihrer
Zahlungsklage (Hauptantrag zu 1) den Ausgleich ihrer Versorgungseinbuf3en
fur die Monate Juni und Juli 2005 verlangt. Der Hauptantrag zu 2 ist als
Leistungsantrag unzulassig, als Feststellungsantrag jedoch zulassig und auch

begriindet.

A. Gegenstand der Hauptantrage ist der Ersatz von Versorgungsschéaden.

Diese Antrage gentigen nur zum Teil den prozessrechtlichen Anforderungen.

l. Gegen den Zahlungsantrag zu 1 bestehen keine prozessrechtlichen
Bedenken. Dagegen genigt der Hauptantrag zu 2 als Leistungsantrag nicht
dem Bestimmtheitsgebot des § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO. Es fehlt die erforderliche

Bezifferung.
Il. Als Feststellungsantrag ist der Hauptantrag zu 2 zulassig.

1. Bei einer Feststellungsklage geniligt es, das malgebliche Rechtsver-
haltnis so genau zu bezeichnen, dass der Umfang der Rechtshangigkeit und
der spateren Rechtskraft feststehen (vgl. ua. BAG 2. November 1961 - 5§ AZR
148/60 - AP ZPO § 253 Nr. 8; 24. April 2001 -3 AZR 210/00- zu | 1 der
Griinde, EzA BetrAVG § 1 Nr. 75, BGH 17. Juni 1994 - V ZR 34/92 - zu Il 1 der
Griinde, NJW-RR 1994, 1272). Diese Voraussetzung ist erfllt.

2. Der Feststellungsantrag ist allerdings insoweit auslegungsbedurftig, als
von ,Umlagemonaten” die Rede ist. Wie sich aus der Klagebegriindung und
den in Bezug genommenen Unterlagen ergibt, ist damit die von der VBL zu-
grunde gelegte, von der Klagerin jedoch nicht erfillte Voraussetzung des § 41
Abs. 4 Satz 1 Buchst. b VBLS aF gemeint. Nach dieser Vorschrift muss der
Versorgungsrentenberechtigte ,wahrend der letzten 180 Monate vor Eintritt des

Versicherungsfalles ununterbrochen in einem Arbeitsverhaltnis bei demselben
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Beteiligten oder dessen Rechtsvorgénger gestanden und in diesem Zeitraum
mindestens 156 Umlagemonate zuriickgelegt® haben. Im vorliegenden Fall
scheitert der Anspruch der Klagerin auf héhere Zusatzversorgung am ersten
Tatbestandsmerkmal (Dauer des Arbeitsverhéaltnisses) und nicht am zuséatz-
lichen Tatbestandsmerkmal (Zahl der Umlagemonate). Die Klagerin hat sich bei
der Formulierung ihres Feststellungsantrags lediglich irrefuhrend ausgedrickt.

Dies ergibt ihr gesamtes Vorbringen und ihr Klageziel.

3. Ein Feststellungsinteresse iSd. § 256 Abs. 1 ZPO liegt vor. Die Klagerin
hat ein schutzwiirdiges Interesse daran, dass die Schadensersatzverpflichtung
des beklagten Landes dem Grunde nach auch fiir die Zukunft alsbald geklart
wird. Ohne den Einschub ,ab dem 1. August 2005* hétte es sich um eine schon

nach § 256 Abs. 2 ZPO zulassige Zwischenfeststellungsklage gehandelt.

B. Die Klage ist Uberwiegend begrindet. Das beklagte Land ist ver-
pflichtet, der Klagerin die ihr ab Juni 2005 entstandenen und weiterhin ent-
stehenden Versorgungsschaden zu ersetzen. Anspruchsgrundlage sind die
nach Art. 229 § 5 EGBGB noch anwendbaren Grundséatze der positiven Ver-
tragsverletzung iVm. § 249 Satz 1 BGB aF (vgl. dazu BAG 10. Februar 2004
-9AZR 401/02 - zu A 1V der Griinde, BAGE 109, 294).

l. Jedem Arbeitsverhéltnis wohnt die Nebenpflicht des Arbeitgebers inne,
die im Zusammenhang mit dem Arbeitsverhaltnis stehenden Interessen des
Arbeitnehmers so zu wahren, wie dies unter Beriicksichtigung der Interessen
und Belange beider Vertragspartner nach Treu und Glauben verlangt werden
kann. Die Schutz- und Ricksichtnahmepflicht des Arbeitgebers gilt auch fir die
Vermogensinteressen der Arbeitnehmer (vgl. ua. BAG 21. November 2000
-3 AZR 13/00 - zu B 2 b der Griinde mwN, AP BetrAVG § 1 Auskunft Nr. 1 =
EzA BGB § 611 Fiirsorgepflicht Nr. 61). Daraus kénnen sich zum einen Hin-
weis- und Informationspflichten des Arbeitgebers ergeben. Zum anderen hat er,
wenn er seinen Arbeitnehmern bei der Wahrnehmung ihrer Interessen behilflich
ist, zweckentsprechend zu verfahren und sie vor drohenden Nachteilen zu
bewahren. In beiden Bereichen sind dem beklagten Land zuzurechnende

schuldhafte Pflichtverletzungen zu verzeichnen. Auch die ergénzenden Aus-
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fuhrungen in dessen Schriftsatz vom 17. September 2008 rechtfertigen keine

andere Beurteilung.

1. Die arbeitsrechtlichen Nebenpflichten des Arbeitgebers beschrénken
sich nicht darauf, den Arbeitnehmern weder falsche noch unvollstandige Aus-
kiinfte zu erteilen (vgl. dazu ua. BAG 23. Mai 1989 - 3 AZR 257/88 - zu 2 b der
Griinde mwN, AP BetrAVG § 1 Zusatzversorgungskassen Nr. 28). Zur Ver-
meidung von Rechtsnachteilen fir die Versorgungsberechtigten kann der
Arbeitgeber verpflichtet sein, von sich aus geeignete Hinweise zu geben.
Grundsatzlich hat zwar jeder Vertragspartner fur die Wahrnehmung seiner
Interessen selbst zu sorgen und sich Klarheit (Gber die Folgen der vor-
gesehenen Vereinbarungen zu verschaffen. Der jeder Partei zuzubilligende
Eigennutz findet aber seine Grenzen am schutzwirdigen Lebensbereich des
Vertragspartners (vgl. ua. BAG 23. September 2003 - 3 AZR 658/02-zu Il 2 a
der Griinde, AP BetrAVG § 1 Auskunft Nr. 3 = EzA BGB 2002 § 611 Fiirsorge-
pflicht Nr. 1). Hinweis- und Aufklarungspflichten beruhen auf den besonderen
Umstdnden des Einzelfalles und sind das Ergebnis einer umfassenden
Interessenabwagung (vgl. ua. BAG 11. Dezember 2001 - 3 AZR 339/00 - zu Il 3
der Griinde, AP BetrAVG § 1 Auskunft Nr. 2 = EzA BGB § 611 Fiirsorgepfiicht
Nr. 62).

a) Gesteigerte Informationspflichten kénnen den Arbeitgeber vor allem
dann treffen, wenn die nachteilige Vereinbarung auf seine Initiative hin und in
seinem Interesse zustande kommt (vgl. ua. BAG 3. Juli 1990 - 3 AZR 382/89 -
zu Il 2 a der Griinde, AP BetrAVG § 1 Nr. 24 = EzA BGB § 611 Aufhebungs-
vertrag Nr. 7; 17. Oktober 2000 - 3 AZR 605/99 - zu Il 2 a der Griinde, AP BGB
§ 611 Fiirsorgepflicht Nr. 116 = EzA BGB § 611 Fiirsorgepflicht Nr. 59). Dies
trifft im vorliegenden Fall nicht zu. Die Klagerin schied auf eigenen Wunsch aus.
Sie hatte aus persénlichen Griinden die Altersteilzeit beantragt. Daran andert
sich selbst dann nichts, wenn dies dem beklagten Land gelegen kam (vgl. dazu
BAG 11. Dezember 2001 -3 AZR 339/00- zu Il 3 a aa der Griinde, AP
BetrAVG § 1 Auskunft Nr. 2 = EzA BGB § 611 Fiirsorgepflicht Nr. 62). Es hatte
in seinen Informationsschriften die Arbeitnehmer lediglich tiber die M&glichkeit
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einer Altersteilzeitvereinbarung unterrichtet. Dadurch wurde ihnen eine eigen-
standige Entscheidung eréffnet. Wenngleich die Altersteilzeitvereinbarung einer
Genehmigung der OFD Koblenz bedurfte, war der von der Klagerin zu stellende

Antrag die maRgebliche Initiative zum Abschluss der Altersteilzeitvereinbarung.

b) Eine Hinweispflicht kann indessen auch dann bestehen, wenn die
Beendigung des Arbeitsverhaltnisses nicht auf einer Initiative des Arbeitgebers
beruht. Die erkennbaren Informationsbedirfnisse des Arbeitnehmers einerseits
und die Beratungsmdoglichkeiten des Arbeitgebers andererseits sind stets zu
beachten (vgl. ua. BAG 3. Juli 1990 - 3 AZR 382/89 - zu Il 2 a der Griinde, AP
BetrAVG § 1 Nr. 24 = EzA BGB § 611 Aufhebungsvertrag Nr. 7; 17. Oktober
2000 - 3 AZR 605/99 - zu Il 2 a der Griinde, AP BGB § 611 Flirsorgepflicht
Nr. 116 = EzA BGB § 611 Firsorgepflicht Nr. 59).

aa) Wie grofl das Informationsbedirfnis des Arbeitnehmers ist, hangt
insbesondere von der Schwierigkeit der Rechtsmaterie sowie dem Ausmalfd der
drohenden Nachteile und deren Voraussehbarkeit ab. Das Informationsbedurf-
nis steigt, wenn die Beendigung des Arbeitsverhéltnisses in einem zeitlichen
oder sachlichen Zusammenhang mit dem Ruhestand steht (vgl. uva. BAG
13. November 1984 - 3 AZR 255/84 - zu | 3 ¢ der Griinde, BAGE 47, 169;
17. Oktober 2000 - 3 AZR 605/99 - zu Il 2 b cc (1) der Griinde, AP BGB § 611
Firsorgepflicht Nr. 116 = EzA BGB § 611 Fdrsorgepflicht Nr. 59). Dieser Zu-
sammenhang ergibt sich im vorliegenden Fall bereits aus dem gesetzlichen
Zweck eines Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses. Nach § 1 Abs. 1 des Altersteil-
zeitgesetzes soll alteren Arbeitnehmern durch Altersteilzeitarbeit ein gleitender
Ubergang vom Erwerbsleben in die Altersrente erméglicht werden. Dem Um-

fang der Altersversorgung kommt dementsprechend zentrale Bedeutung zu.

Von der Dauer des Arbeitsverhéltnisses hangt es ab, ob der Arbeit-
nehmer durch eine Altersteilzeitvereinbarung bei der Zusatzversorgung des
offentlichen Dienstes aulRergewdhnliche EinbulBen erleidet. Da das im Versor-
gungs-TV und der VBLS aF geregelte Gesamtversorgungssystem &aulerst
kompliziert und fiir einen durchschnittlichen Arbeitnehmer kaum durchschaubar
ist (vgl. dazu BVerfG 22. Mérz 2000 - 1 BvR 1136/96 - zu Il 2 ¢ cc der Griinde,
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AP BetrAVG § 18 Nr.27 = EzA GG Art. 3 Nr. 83), hat er ein dringendes

Interesse daran, Uber ungewdhnliche Nachteile unterrichtet zu werden.

bb) Der Arbeitgeber darf allerdings weder durch das Bestehen noch durch
den Inhalt einer arbeitsvertraglichen Informationspflicht tUberfordert werden.
Auch in diesem Zusammenhang gewinnt die Komplexitat des Gesamtver-
sorgungssystems des 6ffentlichen Dienstes Bedeutung. Fundierte Auskinfte
kénnen nur die mit dieser Rechtsmaterie vertrauten Fachleute erteilen. Dies
fihrt dazu, dass der Arbeitgeber selbst keine detaillieten Auskinfte erteilen
musste, sondern die Klagerin an die VBL verweisen durfte (vgl. BAG
13. November 1984 - 3 AZR 255/84 - zu | 3 b der Griinde, BAGE 47, 169;
10. Mérz 1988 - 8 AZR 420/85 - zu Il 2 a der Griinde, AP BGB § 611 Fiirsorge-
pflicht Nr. 99 = EzA BGB § 611 Aufhebungsvertrag Nr. 6; 17. Oktober 2000
-3AZR 605/99 - zu Il 2 ¢ der Griinde, AP BGB § 611 Flirsorgepflicht Nr. 116 =
EzA BGB § 611 Firsorgepflicht Nr. 59). Er musste die Versorgungsberechtigte

nicht Gber einzelne versorgungsrechtliche Berechnungsfragen unterrichten.

§ 11 Abs. 3 des Landesgleichstellungsgesetzes (LGG) Rheinland-Pfalz
vom 11. Juli 1995 (GVBI. 1995, 209) fiihrt zu keinem anderen Ergebnis. Nach
dieser Vorschrift sind die Beschaftigten ,in allgemeiner Form® schriftlich auf die
beamten-, arbeits- und versorgungsrechtlichen Folgen hinzuweisen. Stellung-

nahmen zu Detailfragen sind von allgemeinen Hinweisen zu unterscheiden.

cC) Das beklagte Land musste seine Arbeitnehmer jedoch in die Lage
versetzen, zweckgerechte Anfragen an die VBL zu stellen. In Nr. 14 des
,Informationsblattes flir Arbeithehmerinnen und Arbeithehmer tber Teilzeitarbeit
im o&ffentlichen Dienst des Landes Rheinland-Pfalz® wurde empfohlen, ,detail-
lierte Rentenauskinfte* bei der VBL einzuholen. Dieser Rat ist ohne zuséatzliche
Erlauterung nur sehr begrenzt hilfreich. Den Arbeitnehmern hatte mitgeteilt
werden missen, was sie zu beachten haben, wenn sie bei der VBL eine
Rentenauskunft beantragen. Eine ,detailliete Rentenauskunft® setzt eine
mdglichst genaue einzelfallbezogene Anfrage voraus. Insbesondere ist der VBL
mitzuteilen, wann und wie das Arbeitsverhaltnis beendet werden soll.

Aulerdem ist zu bericksichtigen, dass es fur Altersteilzeitarbeitsverhaltnisse
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Sonderregelungen in der Zusatzversorgung gegeben hat (vgl. Nr. 5.2.2 des
,Leitfadens ... dber Teilzeitbeschéftigung und Beurlaubung im O&ffentlichen
Dienst des Landes Rheinland-Pfalz Stand: Oktober 1998% Nr. 14 des
LInformationsblattes fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (iber Altersteil-
zeitarbeit im offentlichen Dienst des Landes Rheinland-Pfalz Stand: Oktober
1998“). Zu einer sachgerechten Anfrage an die VBL gehért der Hinweis auf den
vorgesehenen Abschluss einer Altersteilzeitvereinbarung, deren geplante
Ausgestaltung und vor allem der voraussichtliche Beendigungszeitpunkt des

Arbeitsverhéltnisses.

Ohne diese Angaben besteht die nahe liegende Gefahr, dass die VBL
die entscheidenden Probleme nicht erkennt und unzureichende Auskiinfte
erteilt, ohne dass die Versorgungsberechtigten dies bemerken. Das beklagte
Land musste auch damit rechnen, dass die Arbeitnehmer einer entsprechenden
Aufklarung bedirfen. Dies zeigt eindrucksvoll der vorliegende Fall. Sowohl die
Klagerin als auch der fir Personalfragen zustandige Geschaftsstellenleiter des
Finanzamts Ubersahen, dass der an die VBL gerichtete Antrag vom 2. Marz
2000 nicht geeignet war, die nach Abschluss der vorgesehenen Altersteilzeit-
vereinbarung zu erwartende Zusatzversorgung der VBL ,detailliert zu klaren

und aulRergewdhnliche Einbul3en zu vermeiden.

Eine Verpflichtung des beklagten Landes, die Arbeitnehmer tber die
gebotene Ausgestaltung eines an die VBL gerichteten Auskunftsersuchens zu
unterrichten, Uberfordert den Arbeitgeber nicht, sondern beriicksichtigt in
angemessener Weise die Interessen und Mdéglichkeiten beider Vertragspartner.
Vom beklagten Land darf erwartet werden, dass es die in seinem Leitfaden und
seinem Informationsblatt enthaltenen allgemeinen Hinweise im konkreten Fall

auch aufgreift und umsetzt.

dd) Die Urteile des Bundesarbeitsgerichts vom 12. Dezember 2002
(-8AZR 497/01- AP BGB § 611 Haftung des Arbeitgebers Nr. 25), vom
10. Februar 2004 (- 9 AZR 401/02 - BAGE 109, 294) und vom 16. November
2005 (- 7AZR 86/05 - AP ATG § 8 Nr. 2 = EzA ATG § 8 Nr. 1) fuhren entgegen

der Ansicht des beklagten Landes zu keinem anderen Ergebnis.
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(1) Im Urteil vom 12. Dezember 2002 (- 8 AZR 497/01 - aaO) hat der Achte
Senat gepruft, ob den Arbeitgeber eine ,umfassende Aufklarungspflicht® traf.
Eine solche besteht auch hier nicht. Das beklagte Land ist - aufgrund einer
umfassenden, fallbezogenen Interessenabwagung - lediglich verpflichtet, der
Arbeitnehmerin Hinweise fiir die sachgerechte Einholung einer Auskunft bei

dem fachkundigen Versorgungstrager zu ermdéglichen.

(2) Im Urteil vom 10. Februar 2004 (- 9 AZR 401/02 - aaO) hat der Neunte
Senat sich nicht mit einer derartigen Hinweispflicht befasst, sondern mit dem
allgemeinen Grundsatz, dass Angaben aus Anlass eines Vertragsschlusses

richtig sein missen.

(3) Im Urteil vom 16. November 2005 (- 7 AZR 86/05 - aaQ) hat sich der
Siebte Senat mit der Frage auseinandergesetzt, unter welchen Voraus-
setzungen der Arbeitgeber unaufgefordert auf den mdéglichen Eintritt einer
Sperrzeit nach Ablauf des Altersteilzeitverhaltnisses hinweisen muss. Damit ist
die vorliegende Problematik nicht vergleichbar. Vom beklagten Land wird nicht
verlangt, dass es die Arbeitnehmer {iber drohende Nachteile aufklart. Es

musste es der Klagerin lediglich ermdglichen, sich sachgerecht zu informieren.

2. Das beklagte Land hat es nicht nur unterlassen, die Klagerin Gber die
fur einen zweckentsprechenden Rentenauskunftsantrag gebotenen Angaben zu
unterrichten. In dem vom Arbeitgeber auszufilllenden Teil B des Auskunfts-
antragsformulars war sogar eine entscheidende Frage irrefuhrend beantwortet
worden. Der Hinweis, das Arbeitsverhaltnis dauere ,bis auf Weiteres®, lasst
nicht einmal andeutungsweise erkennen, dass ein fester, bereits absehbarer
Beendigungszeitpunkt vorgesehen war. Da aus dem Auskunftsersuchen auch
nicht zu ersehen war, dass der Abschluss einer Altersteilzeitvereinbarung
beantragt worden war und wie sie laut Antrag der Klagerin ausgestaltet sein
solite, hat die VBL verstandlicherweise nur mitgeteilt, welche Versorgungs-
anwartschaft die Klagerin bis zum 1. Januar 2000 aufgebaut hatte, ohne auf
§ 41 Abs. 4 VBLS aF einzugehen.
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Wenn ein fur Personalfragen zustandiger Mitarbeiter des Arbeitgebers
einer Arbeitnehmerin bei der Wahrnehmung ihrer Rechte behilflich ist, darf
diese sich darauf verlassen, sachgerecht unterstitzt zu werden. Dem Ge-
schaftsstellenleiter des Finanzamts musste bekannt sein, dass Formulare nicht
in jedem Fall passen. Sie sind mehr oder weniger luckenhaft und erganzungs-
bedirftig. Soweit zusatzliche im Formular nicht vorgesehene Angaben geboten
sind, kénnen sie in die am ehesten passende Rubrik oder in ein Begleit-
schreiben aufgenommen werden. Missversténdliche Angaben haben auf jeden

Fall zu unterbleiben.

3. Ein Verschulden des Geschaftsstellenleiters des Finanzamts muss sich
das beklagte Land nach § 278 BGB zurechnen lassen. Selbst wenn ein Ver-
schulden dieses Bediensteten zu verneinen ware, ldge zumindest ein dem
beklagten Land zuzurechnendes Organisationsverschulden vor. Der Arbeit-
geber hatte dafir sorgen missen, dass seine beim Abschluss von Altersteilzeit-
vertragen eingeschalteten Bediensteten den erforderlichen Inhalt sachgerechter
Rentenauskunftsantrage kennen. Insoweit waren die Informationsschreiben des
beklagten Landes erkennbar luckenhaft. Soweit die gebotenen ergédnzenden
Hinweise unterblieben, lag ebenfalls ein Verschulden einzelner Bediensteter

oder ein Organisationsverschulden vor.

4. Die schuldhaften Pflichtverletzungen sind auch fir die Versorgungs-

schaden der Klagerin ursachlich.

Nach § 249 Abs. 1 BGB hat der Schadiger den Zustand herzustellen,
der bestehen wiirde, wenn der zum Ersatz verpflichtende Umstand nicht ein-
getreten ware. Wenn die Klagerin auf die richtige Ausgestaltung eines an die
VBL gerichteten Auskunftsantrags hingewiesen worden ware oder Herr S das
Antragsformular ordnungsgemaR ,komplettiert hatte, ware mit einer fall-
bezogenen, brauchbaren Auskunft der VBL zu rechnen gewesen. Allerdings hat
die Klagerin die Altersteilzeitvereinbarung abgeschlossen, bevor die Auskunft
der VBL vorlag. Dennoch sind die Versorgungsschaden der Klagerin darauf
zuruckzufilhren, dass das beklagte Land seine vertraglichen Nebenpflichten

verletzt hat.

JLaw — Gesetze und Urteile o ~ Available on the [
Kostenlos (mobile App) » Google play D App Store

W Uber 200 Gesetze " ; —
Uber 100.000 Urteile JLaw — flir Android JLaw — flr i0OS

www.prinz.law

42

43

44

45

19 -

23 DYIN ' BLY §§ Yoru Yuequa)e( S[e PuIs SUNUIteSS[12)1) 1P J[I2 ], YONY :SIOMUTE]

RANNIRRE


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

-19- 3 AZR 71/07

a) In der Einleitung des vom beklagten Land erstellten, auch der Klagerin
ausgehandigten Leitfadens wurde empfohlen, ,sich im konkreten Einzelfall von
der jeweils fir das Personal zusténdigen Stelle bzw. der Oberfinanzdirektion
Koblenz - Zentrale Besoldungs- und Versorgungsstelle - (ZBV) beraten zu
lassen®. Es kann dahinstehen, ob dies bei der Klagerin den Eindruck erwecken
konnte, die OFD Koblenz sei eine fir versorgungsrechtliche Fragen der Alters-
teilzeit zustandige, fachkundige Stelle und werde eine fir die Arbeitnehmerin
aullergewodhnlich nachteilige Altersteilzeitvereinbarung nicht genehmigen. Im

vorliegenden Fall spielt es keine Rolle, wie diese Frage zu beantworten ist.

Hatte sich das beklagte Land pflichtgemaR verhalten, so hatte die VBL
in ihrer Auskunft aller Voraussicht nach auf die wegen des fehlenden Be-
schaftigungsmonats eintretende, betrachtliche und auflergewdhnliche Ver-
sorgungseinbuRe aufmerksam gemacht. Die Auskunft ist der Klagerin im Mai
2000 zugegangen. Das Altersteilzeitarbeitsverhéltnis begann jedoch erst am 1.
Juli 2000. Zur Vermeidung der unerwartet hohen Versorgungseinbulle hatte
das Altersteilzeitarbeitsverhéltnis noch unschwer gedndert und dessen Beginn
um einen Monat verschoben werden kénnen. Dazu wére das beklagte Land
auch verpflichtet gewesen, und zwar aufgrund seiner arbeitsvertraglichen
Nebenpflicht, auf die Interessen der Arbeithehmer im angemessenen Umfang
Riucksicht zu nehmen und insoweit bei einer zweckgerechten
Aus(Um)gestaltung der Altersteilzeitvereinbarung mitzuwirken. Vorrangige,
berechtigte Interessen des Arbeitgebers, die einer Vertragsverldngerung hatten

entgegenstehen kdnnen, gab es - jedenfalls zu diesem Zeitpunkt - nicht.

Ware die Auskunft trotz einer fallbezogenen, konkreten Anfrage un-
zureichend gewesen, so hatten der Klagerin als Bezugsberechtigter aus dem
Versicherungsverhaltnis gegen die VBL Schadensersatzanspriche zu-

gestanden. Diese Anspriiche entgingen ihr bei einer unzureichenden Anfrage.

b) Es ist davon auszugehen, dass die Klagerin eine die Versorgungsein-
bule vermeidende Verlangerung des Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses verlangt
hatte. Denn in der Regel ist anzunehmen, dass sich der Arbeitnehmer ,auf-

klarungsrichtig“ verhalten, also seine Interessen in verniinftiger Weise wahr-
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genommen und Rentenschaden vermieden hatte. Ob es sich bei dieser ,Ver-
mutung“ um eine Umkehr der Beweislast oder einen Beweis des ersten An-
scheins handelt (vgl. hierzu einerseits BAG 17. Oktober 2000 - 3 AZR 605/99 -
AP BGB § 611 Fiirsorgepflicht Nr. 116 = EzA BGB § 611 Fiirsorgepflicht Nr. 59;
BGH 16. November 1993 - XI ZR 214/92 - BGHZ 124, 151; andererseits BGH
30. September 1993 - IX ZR 73/93 - BGHZ 123, 311), kann ebenso wie im
Urteil des Senats vom 21. November 2000 (- 3 AZR 13/00- zu B 2 b dd der
Grinde, AP BetrAVG § 1 Auskunft Nr. 1 = EzA BGB § 611 Filirsorgepflicht
Nr. 61) offenbleiben. Das beklagte Land hatte darlegen missen, weshalb die
Klagerin die Versorgungsnachteile in Kauf genommen und den Altersteilzeitver-
trag auf jeden Fall mit dem vorliegenden Inhalt geschlossen hétte. Tatsachen,
die fur ein derartiges Verhalten sprechen, sind nicht vorgetragen worden.
Vielmehr hat die Klagerin, sobald sie von den versorgungsrechtlichen Folgen
des geschlossenen Altersteilzeitvertrages erfuhr, eine Verlangerung der Alters-

teilzeit um einen Monat verlangt.

C) Bei pflichtgemalem Verhalten des beklagten Landes hatten demnach
die Versorgungsleistungen erst einen Monat spater eingesetzt, so dass der
Klagerin erst fir die Zeit ab Juni 2005 ein Versorgungsschaden entstanden ist.
Ob ihr fur Mai 2005 sonstige Schaden erwuchsen, hat der Senat nicht zu
prifen. Sie sind nicht Gegenstand dieses Rechtsstreits. Folgerichtig hat die

Klagerin zur Berechnung derartiger Schéaden nichts vorgetragen.

5. Ein fur die Entstehung des Versorgungsschadens relevantes mit-
wirkendes Verschulden der Klagerin liegt nicht vor (§ 254 Abs. 1 BGB). Zwar
hat sie gegen ihre eigenen Interessen verstollen, als sie die Altersteilzeitverein-
barung vor Eingang der Auskunft der VBL abschloss. Es kann dahinstehen, ob
ein Mitverschulden der Klagerin deshalb zu verneinen ist, weil sie darauf habe
vertrauen dirfen, dass die OFD Koblenz die Altersteilzeitvereinbarung nicht
genehmigen werde, falls diese zu unerwartet hohen Versorgungseinbufen
fuhren sollte. Ware das beklagte Land seinen vertraglichen Nebenpflichten

nachgekommen, so hatte die fehlerhafte Vertragsgestaltung korrigiert werden
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kénnen und missen. Bei pflichtgemaliem Verhalten des Arbeitgebers hatte sich

die verfrithte Vertragsunterzeichnung nicht ausgewirkt.

Il. Die Parteien haben mit der von der Klagerin unterzeichneten Erklarung
vom 27. April 2000 die arbeitsvertraglichen Nebenpflichten des beklagten

Landes nicht wirksam eingeschrankt.

1. Mit dieser Erklarung stellte die Klagerin das beklagte Land von
.weiteren Hinweis- und Aufklarungspflichten frei“. Der Arbeitgeber hat aber nicht
nur gebotene Hinweise unterlassen. Er hat auch gegen seine Pflicht verstoRen,
bei der Unterstitzung der Klagerin (Ausfillen des an die VBL gerichteten
Rentenauskunftsantrags) sachgerecht zu verfahren. Auf diese vertragliche
Nebenpflicht erstreckt sich die ,Freistellungserklarung“ ihnrem Wortlaut nach
nicht. Fir eine erweiternde Auslegung zu Lasten der Arbeitnehmerin enthalt die
vom Arbeitgeber vorformulierte, typisierte Erklarung keinerlei Anhaltspunkte.
Die Unklarheitenregel galt bereits vor dem Inkrafttreten des § 305¢ Abs. 2 BGB
(vgl. BAG 19. Februar 2002 - 3 AZR 299/01 - zu Il 3 a der Grinde mwN, AP
BetrAVG § 1 Unterstitzungskassen Nr. 40 = EzA BeltrAVG § 1 Nr. 79).

2. Abgesehen davon unterlagen die vom Arbeitgeber vorformulierten
typisierten Vertragsbedingungen bereits vor Inkrafttreten der §§ 305 ff. BGB in
der Fassung des Schuldrechtsmodernisierungsgesetzes vom 26. November
2001 einer Inhaltskontrolle. Daran anderte die Bereichsausnahme des § 23
AGBG nichts. Grundlage der Inhaltskontrolle dieser Vertragsbedingungen
waren § 242 BGB oder eine analoge Anwendung des § 315 BGB (vgl. BAG
21. Dezember 1970 - 3 AZR 510/69 - zu Il der Griinde, BAGE 23, 160). Damit
waren auch Vereinbarungen, die den Arbeitnehmer unangemessen be-
nachteiligten, unwirksam. Eine unangemessene Benachteiligung lag vor, wenn
sich der Arbeitgeber den sich aus § 242 BGB ergebenden Hinweis- und Auf-
klarungspflichten wie hier umfassend entziehen und die Risiken auRergewdhn-
licher VersorgungseinbuBen allein auf die versorgungsberechtigten Arbeit-

nehmer abwéalzen wollte.
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Il Die Anspruche der Klagerin auf Ersatz der Versorgungsschaden sind
nach § 70 BAT nicht verfallen. Dies folgt bereits daraus, dass die Schadens-
ersatzanspriiche ebenso wie die Anspriiche auf laufende Betriebsrente erst mit
Eintritt des Versorgungsfalles fallig wurden. Der Versorgungsfall ist am 1. Mai
2005 eingetreten. Bereits mit Schriftsatz vom 14. Juli 2005 hat die Klagerin
Klage erhoben. Ob die sechsmonatige Ausschlussfrist des § 70 BAT tberhaupt
auf den vorliegenden Schadensersatzanspruch anwendbar ist, kann offen-

bleiben. Sie ist jedenfalls gewahrt.

\YA Uber die Schadenshohe besteht zwischen den Parteien kein Streit.
C. Die Kostenentscheidung beruht auf § 92 Abs. 2 Nr. 1 ZPO.
Reinecke Kremhelmer Schlewing
Lohre Kaiser
JLaw — Gesetze und Urteile o .
JLaw Available on the
] Kostenlos (mobile App) > Google play D App Store
W __]| Uber200 Gesetze JLaw — fiir Android JLaw - firr iOS

Uber 100.000 Urteile

www.prinz.law

55

56

57

s[e purs SunjuItress[1231) 19p I ], YoNY :SIOMUTE]

DUIN ‘I B8 §§ YOBU YUuRqUIIL(]

1ZInyosad


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand

	14. Zusatzversorgung

	Entscheidungsgründe



